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SPRUCH des Monats  
Handle gut und anständig, weniger anderen zu gefallen, eher um deine 
eigene Achtung nicht zu verscherzen. 
Adolph Freiherr von Knigge; 1752 - 1796, deutscher Jurist, Beamter und Satiriker 

 
 
Was Sie interessieren kann:  

 

 
Arbeitsrecht  
 

Treueprämie - Anrechnung auf Mindestlohn 
  

In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen Fall war in einem Arbeits-

vertrag (hier: Schlacht- und Verarbeitungsbetrieb für Geflügel) vereinbart, dass der 

Mindestlohn je Stunde 7,75 € beträgt. Der Arbeitnehmer erhielt jedoch für geleistete 

Arbeit einen Bruttostundenlohn von 7,15 €, eine Schichtzulage von 0,10 € brutto 

und eine Treueprämie von 0,50 € brutto. Er vertrat die Auffassung, dass die Treu-

prämie nicht auf den Mindestlohn angerechnet werden darf. 

 

Die Richter des BAG kamen jedoch zu dem Entschluss, dass die Treueprämie min-

destlohnwirksam und somit eine Anrechnung zulässig ist. Ob und in welchem Um-

fang der Mindestlohnanspruch neben der Grundvergütung durch weitere Leistungen 

erfüllt wird, bestimmt sich danach, ob die vom Arbeitgeber erbrachten (Zusatz-

)Leistungen die Normzwecke der Verordnung über zwingende Arbeitsbedingungen in 

dem entsprechenden Wirtschaftszweig und den TV-Mindestbedingungen sichern. 

Gemessen daran ist die vom Arbeitgeber geleistete Treueprämie mindestlohnwirk-

sam. Er hat diese vorbehaltlos neben der Grundvergütung als Teil der Vergütung 

gezahlt. 

 
 
 
 
 

 

 



Familienrecht 
 
 

Wer bekommt die Ehewohnung? 
  

Wenn sich Eheleute trennen, kann es auch Streit um die Wohnung geben. Wenn sie 

sich nicht einigen können, kann ein Gericht die Wohnung einem der beiden zuspre-

chen, wenn dies nötig ist, um eine "unbillige Härte" zu verhindern. Das kommt ins-

besondere dann in Betracht, wenn sonst das Wohl von im Haushalt lebenden Kin-

dern beeinträchtigt ist. Aber auch andere Fälle sind denkbar. 

 

Dem Oberlandesgericht Oldenburg lag z. B. folgender Sachverhalt vor: Das zustän-

dige Amtsgericht hatte die ehemalige gemeinsame Wohnung einer Ehefrau zuge-

sprochen. Der Ehemann, der zunächst aus der Wohnung ausgezogen war, wehrte 

sich gegen den Beschluss. Die Zuweisung der Wohnung an seine Frau wäre nicht 

gerechtfertigt. Diese hatte ihn provoziert und wahrheitswidrig behauptet, er hätte 

Geld von ihrem Konto abgehoben. 

 

Die Richter des OLG Oldenburg gaben jedoch der Frau Recht und führten aus, dass 

ein weiteres Zusammenleben mit ihrem Mann ihr nicht zuzumuten wäre. Er hätte 

auf ihrem Anrufbeantworter eine erhebliche Drohung hinterlassen und sich gewalt-

sam Zugang zu der Wohnung verschafft, indem er die Terrassentür aufgebrochen 

hatte. 

 

Aufgrund der Gefährdungslage für die Ehefrau war die Zuweisung der Wohnung an 

diese auch verhältnismäßig. Dem Mann konnte zugemutet werden, vorübergehend 

wieder bei seinen Eltern einzuziehen, bei denen er nach der Trennung bereits für 

einige Zeit gelebt hatte. 

 

 

Sonstiges 
 

Das neue Transparenzregister 
  

Durch eine Änderung im Geldwäschegesetz wurde das sog. Transparenzregister 

eingeführt. Das Register ist eine rein elektronische Plattform, die Angaben über die 

hinter einem Unternehmen stehenden wirtschaftlich berechtigten Personen enthält.  

 

Als wirtschaftlich berechtigte Personen sind natürliche Personen zu verstehen, die an 

einer juristischen Person oder eingetragenen Personengesellschaft mehr als 25 % 

der Kapitalanteile oder der Stimmrechte besitzen oder auf andere Art auch Kontrolle 

über die Gesellschaft ausüben.  

 

Die neuen Transparenzpflichten betreffen alle juristischen Personen des Privatrechts 

(u. a. AG, GmbH, UG [haftungsbeschränkt], Vereine, Genossenschaften, Stiftungen, 

Europäische Aktiengesellschaft [SE], KG a. A.), eingetragenen Personengesellschaf-

ten (u. a. OHG, KG, Partnerschaften) sowie "Rechtsgestaltungen", d. h. bestimmte 

Trusts und Treuhänder von nicht rechtsfähigen Stiftungen mit eigennützigem Stif-

tungszweck und Rechtsgestaltungen, die solchen Stiftungen in ihrer Struktur und 

Funktion entsprechen. 



 

Von der Mitteilungspflicht ist die GbR grundsätzlich nicht betroffen, es sei 

denn, sie hält Anteile an einer GmbH. Ergeben sich die im 

Transparenzregister einzutragenden Daten aus öffentlich einsehbaren und 

elektronisch abrufbaren Registern, wie z. B. Handels-, Partnerschafts-, 

oder Genossenschaftsregistern, sind Mitteilungen an das 

Transparenzregister nicht notwendig.  

 

Bei bislang nicht elektronisch hinterlegter Gesellschafterliste entfällt die Meldepflicht 

nicht. Daher ist grundsätzlich individuell zu prüfen, ob die wirtschaftlich Berechtigten 

sich bereits aus den Registern ergeben. 

 

Juristische Personen und eingetragene Personengesellschaften haben Angaben zu 

den wirtschaftlich Berechtigten dieser Vereinigungen einzuholen, aufzubewahren, 

aktuell zu halten und der registerführenden Stelle unverzüglich elektronisch mitzu-

teilen.  

 

Die Mitteilungen mussten erstmals zum 1.10.2017 erfolgen. Mit der Führung des 

Transparenzregisters wurde die Bundesanzeiger Verlags GmbH beauftragt. Der Link 

zum Transparenzregister lautet: http://www.transparenzregister.de 

 

Anmerkung: Ein Verstoß gegen die gesetzlich vorgeschriebenen Pflichten kann mit 

einem Bußgeld von bis zu 100.000 € oder, bei schwerwiegenden, wiederholten oder 

systematischen Verstößen bis zu 1 Mio. € belegt werden. 

 

http://www.transparenzregister.de/

